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Bei der Verwendung von gerundeten Betragen und Prozentangaben konnen aufgrund der kauf-
mannischen Rundung Differenzen auftreten.

Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB) und anderer Gesetze, die im Prifungsbericht ge-
nannt werden, beziehen sich, soweit nicht anders gekennzeichnet, auf die fur das gepriifte Ge-
schaftsjahr geltende Fassung.
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Kurzbezeichnung vollstandige Bezeichnung
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Art. Artikel
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IDW Institut der Wirtschaftsprufer in Deutschland e.V., Disseldorf

PS Prufungsstandard des Instituts der Wirtschaftsprufer in

Deutschland e.V.
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PRUFUNGSAUFTRAG UND ERKLARUNG DER UNABHANGIGKEIT

A. PRUFUNGSAUFTRAG UND ERKLARUNG DER UNABHANGIGKEIT

I. PRUFUNGSAUFTRAG

Die Gesellschafterversammlung der

HELVETAS Intercooperation gGmbH, Bonn
(im Folgenden auch ,,Helvetas gGmbH* oder ,,Gesellschaft“ genannt)

hat uns am 1. November 2023 zum Abschlussprifer fur das Geschaftsjahr vom 1. Januar 2023 bis
zum 31. Dezember 2023 gewahlt. Daraufhin beauftragte uns die Geschaftsfuhrung der Gesell-
schaft mit der Prifung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung der Buchfuhrung fir das Ge-
schaftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 nach den §§ 317 ff. HGB.

Die gesetzlich nicht vorgeschriebene Priifung erfolgte auf der Grundlage des Gesellschaftsver-
trags nach den Vorschriften der §§ 317 ff. HGB.

Dieser Bericht ist ausschlieBlich an die HELVETAS Intercooperation gGmbH gerichtet.

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine kleine Kapitalgesellschaft im Sinne der handels-
rechtlichen Vorschriften.

Die Durchfuihrung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit unterliegen — auch im Verhaltnis
zu Dritten — den Besonderen Auftragsbedingungen der BDO AG Wirtschaftspriifungsgesellschaft
(BAB) sowie den Allgemeinen Auftragsbedingungen fiir Wirtschaftspriifer und Wirtschaftspru-
fungsgesellschaften (AAB), die diesem Bericht als Anlage Il beigefligt sind.

. ERKLARUNG DER UNABHANGIGKEIT

Wir bestatigen gemah § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprifung die anwendbaren
Vorschriften zur Unabhangigkeit beachtet haben.

IBDO
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WIEDERGABE DES BESTATIGUNGSVERMERKS

B. WIEDERGABE DES BESTATIGUNGSVERMERKS

Wir haben zu dem Jahresabschluss der HELVETAS Intercooperation gGmbH, Bonn, fir das Ge-
schaftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 in der diesem Bericht als Anlage |
beigefligten Fassung den am 23. April 2024 in Bonn unterzeichneten uneingeschrankten Bestati-
gungsvermerk wie folgt erteilt:

BESTATIGUNGSVERMERK DES UNABHANGIGEN ABSCHLUSSPRUFERS
An die HELVETAS Intercooperation gGmbH, Bonn

PRUFUNGSURTEIL

Wir haben den Jahresabschluss der HELVETAS Intercooperation gGmbH, Bonn — bestehend aus
der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung fur das Geschaftsjahr
vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschlieBlich der Darstellung
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden — gepriift.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der
beigefligte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, fir Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsatze ordnungsmaBiger Buchfuihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entspre-
chendes Bild der Vermogens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie ih-
rer Ertragslage fur das Geschaftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023.

Gemal § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklaren wir, dass unsere Prifung zu keinen Einwendungen gegen
die Ordnungsmahigkeit des Jahresabschlusses gefiihrt hat.

GRUNDLAGE FUR DAS PRUFUNGSURTEIL

Wir haben unsere Priifung des Jahresabschlusses in Ubereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsatze ordnungs-
mahiger Abschlussprifung durchgefihrt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundsitzen ist im Abschnitt ,,VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRUFERS FUR DIE PRUFUNG DES
JAHRESABSCHLUSSES* unseres Bestatigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhingig in Ubereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Uberein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfullt.
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WIEDERGABE DES BESTATIGUNGSVERMERKS

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prifungsnachweise ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage fur unser Prifungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen.

VERANTWORTUNG DER GESETZLICHEN VERTRETER FUR DEN
JAHRESABSCHLUSS

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fur die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den
deutschen, fir Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafir, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsatze ordnungsmaliger Buchfuhrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes
Bild der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich fiir die internen Kontrollen, die sie in Ubereinstimmung mit den
deutschen Grundsatzen ordnungsmaBiger Buchfuihrung als notwendig bestimmt haben, um die
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermoglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermo-
gensschadigungen) oder Irrtimern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafiir verantwortlich,
die Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der Unternehmenstatigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfiihrung der
Unternehmenstatigkeit, sofern einschlagig, anzugeben. Dariiber hinaus sind sie dafir verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmensta-
tigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsachliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRUFERS FUR DIE PRUFUNG DES
JAHRESABSCHLUSSES

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit daruber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-
tumern ist, sowie einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unser Priifungsurteil zum Jahresab-
schluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes MaB an Sicherheit, aber keine Garantie dafiir, dass eine in
Ubereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftspriifer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsatze ordnungsmaBiger Abschlussprifung durchgefiihrte Priifung
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen konnen aus dolosen
Handlungen oder Irrtimern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn verniinftiger-
weise erwartet werden konnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.
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WIEDERGABE DES BESTATIGUNGSVERMERKS

Wahrend der Priifung Uben wir pflichtgemaRes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Daruiber hinaus

— identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtimern, planen und fiihren Pri-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prifungsnachweise,
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fir unser Prifungsurteil zu dienen.
Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist hoher als das Risiko, dass aus Irrtiimern resultierende we-
sentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusi-
ves Zusammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten, irrefihrende Dar-
stellungen bzw. das AuBerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten konnen.

— gewinnen wir ein Verstandnis von dem fiir die Prifung des Jahresabschlusses relevanten
internen Kontrollsystem, um Prufungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen
Umstanden angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prufungsurteil zur Wirksam-
keit dieses Systems der Gesellschaft abzugeben.

— beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschatzten Werte und damit zusammenhangenden Angaben.

— ziehen wir Schlussfolgerungen uber die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmenstatig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prifungsnachweise, ob eine wesentliche Un-
sicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfihrung der Unternehmenstatig-
keit aufwerfen konnen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestatigungsvermerk auf die dazugehorigen
Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser Prifungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestatigungsvermerks erlangten Prifungs-
nachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Gegebenheiten konnen jedoch dazu fuhren, dass
die Gesellschaft ihre Unternehmenstatigkeit nicht mehr fortfuhren kann.

— beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schlieBlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschafts-
vorfalle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsatze ordnungsmaBiger Buchfuihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen ent-
sprechendes Bild der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

IBDO
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WIEDERGABE DES BESTATIGUNGSVERMERKS

Wir erértern mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-
fang und die Zeitplanung der Priifung sowie bedeutsame Prifungsfeststellungen, einschlieBlich
etwaiger bedeutsamer Mangel im internen Kontrollsystem, die wir wahrend unserer Prifung fest-

stellen.
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FESTSTELLUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

C. FESTSTELLUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

I. BUCHFUHRUNG UND WEITERE GEPRUFTE UNTERLAGEN

Die Buchfiihrung entspricht nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Belangen den ge-
setzlichen Vorschriften einschlieBlich der Grundsatze ordnungsmaBiger Buchfihrung und — sofern
einschlagig — den erganzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. Die den weiteren ge-
pruften Unterlagen entnommenen Informationen sind in der Buchfiihrung und im Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemaR abgebildet.

Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem ist nach unserer Feststellung grundsatzlich
geeignet, die Sicherheit der verarbeiteten rechnungslegungsrelevanten Daten zu gewahrleisten.

Il. JAHRESABSCHLUSS

Der von uns geprufte Jahresabschluss fiir das Geschaftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. De-
zember 2023 ist diesem Bericht als Anlage | beigefiigt. Er entspricht nach unserer Beurteilung
aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse in allen wesentlichen Belangen den ge-
setzlichen Vorschriften einschlieBlich der Grundsatze ordnungsmaBiger Buchfiihrung und — sofern
einschlagig — den erganzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden ordnungsgemaR aus der Buchfuihrung
und den weiteren gepriiften Unterlagen abgeleitet. Die Eroffnungsbilanzwerte wurden ordnungs-
gemal aus dem Vorjahresabschluss ibernommen.

Die fur Kapitalgesellschaften geltenden Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften sind in al-
len wesentlichen Belangen beachtet worden. Der Anhang enthalt die vorgeschriebenen Angaben
zu den einzelnen Posten von Bilanz bzw. Gewinn- und Verlustrechnung und gibt die sonstigen
Pflichtangaben richtig und vollstandig wieder.

Eine Darstellung der flir den Jahresabschluss wesentlichen Bewertungsgrundlagen, die zum Ver-
standnis der Gesamtaussage erforderlich sind, findet sich in Abschnitt F.II.

Unsere Prufung hat ergeben, dass der Jahresabschluss insgesamt unter Beachtung der deutschen
Grundsatze ordnungsmabiger Buchfiihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes
Bild der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

IBDO
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GEGENSTAND DER PRUFUNG

D. GEGENSTAND DER PRUFUNG

Gegenstand unserer Abschlussprifung waren die Buchfiihrung und der nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften aufzustellende Jahresabschluss fur das Geschaftsjahr vom 1. Januar
2023 bis zum 31. Dezember 2023. Dieser besteht aus

— der Bilanz,

— der Gewinn- und Verlustrechnung sowie
— dem Anhang einschlieBlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden.
Gemal § 317 Abs. 4a HGB hat sich die Prifung nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand

des gepriften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschaftsfuhrung
zugesichert werden kann.

Die Verantwortung fir den Jahresabschluss haben wir im Bestatigungsvermerk (Abschnitt B.) be-
schrieben.

IBDO
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ART UND UMFANG DER AUFTRAGSDURCHFUHRUNG

E. ART UND UMFANG DER AUFTRAGSDURCHFUHRUNG

Wir haben die Grundziige unseres priiferischen Vorgehens im Bestatigungsvermerk dargestellt
(Abschnitt B.). Daruber hinaus geben wir hierzu nachfolgend weitere Erlauterungen:

Risiko- und systemorientierter Priifungsansatz

Grundlage unseres risiko- und systemorientierten Prifungsansatzes ist die Erarbeitung einer Pru-
fungsstrategie. Die hierzu notwendige Risikobeurteilung basiert auf der Einschatzung der Lage,
der Geschaftsrisiken und des Umfeldes sowie des rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll-
systems der Gesellschaft. Daruber hinaus bericksichtigen wir bei dieser Einschatzung unser Ver-
standnis vom Prozess der Aufstellung des Jahresabschlusses.

Auf der Grundlage unserer Risikobeurteilung haben wir die relevanten Priiffelder sowie Prifungs-
schwerpunkte auf Abschluss- bzw. Aussageebene bestimmt und das Priifprogramm entwickelt. In
unserem Prufprogramm wurden Art und Umfang der jeweiligen Prufungshandlungen festgelegt.

Die Prufungshandlungen zur Erlangung von Priifungsnachweisen umfassten Aufbautests, aussage-
bezogene analytische Prifungshandlungen und Einzelfallprifungen (sonstige aussagebezogene
Prufungshandlungen) fur die ausgewahlten Priffelder. Dabei wurden Wesentlichkeitsaspekte be-
rucksichtigt.

Beschreibung des Priifungsprozesses

Unseren Prufungsprozess haben wir in Phasen unterteilt, die mit der Auftragsannahme/-fortfuh-
rung beginnen und sich bis zur Berichterstattung erstrecken. Die nachfolgende Abbildung stellt
unseren Prufungsprozess zusammengefasst grafisch dar.

i \2 \3 _\ 4 |

Definition des
Priifungsgegenstands
und Auftragsannahme

Risikobeurteilung
und Entwicklung der

» Entscheidung liber Auf-

tragsannahme/-fortfiihrung

einschlieBlich Beurteilung
der Unabhangigkeit

» Abstimmung von Art und
Umfang des Auftrags ein-
schlieBlich der Festlegung
von zusatzlichen Priifungs-
schwerpunkten

» Disposition notwendiger
fachlicher Ressourcen
unter Berlicksichtigung
der Berufsgrundsatze

Erlangung von
Priifungsnachweisen

» Gewinnung eines Verstand-
nisses von Unternehmen
und Geschaftsverlauf

» Beurteilung der Ange-
messenheit des rech-
nungslegungsbezogenen
internen Kontrollsystems

» Ableitung der Risiken
wesentlicher falscher
Darstellungen

» Entwicklung und Festlegung
der risikoorientierten
Priifungsstrategie und des
Priifungsprogramms

Abschluss der Priifung
und Berichterstattung

» Durchfiihrung der
Priifungshandlungen zur
Adressierung der Risiken
» Wiirdigung der

Relevanz und
Verlasslichkeit der
Priifungsnachweise

» Bildung eines Gesamt-
urteils auf Basis der
Priifungsergebnisse

» Berichterstattung
Uiber Ergebnisse der
Abschlusspriifung
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ART UND UMFANG DER AUFTRAGSDURCHFUHRUNG

Die dargestellten Phasen beriicksichtigen die vom IDW festgestellten deutschen Grundsatze ord-
nungsmabiger Abschlussprifung.

Als Schwerpunkte unserer Prifung haben wir festgelegt:
— Vollstandigkeit, Existenz und Genauigkeit der Umsatzerlose

Alle Prifungshandlungen erfolgten jeweils anhand bewusst oder reprasentativ ausgewahlter Ele-
mente. Die Bestimmung der jeweiligen Auswahl erfolgte abhangig von unseren Erkenntnissen
uber das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem sowie von Art und Umfang der Ge-
schaftsvorfalle.

Bei der Durchfiihrung von Einzelfallpriifungen haben wir Bestatigungen bzw. Mitteilungen und
Auskiinfte Dritter eingeholt von fur die Gesellschaft tatigen:

— Kreditinstituten

— Steuerberatern
Wir haben die Priifung in den Monaten Marz und April 2024 bis zum 23. April 2024 durchgefiihrt.

Zum Abschluss der Prifung haben wir von den gesetzlichen Vertretern eine schriftliche Erklarung
eingeholt, in der diese mit Datum vom 23. April 2024 die Vollstandigkeit der uns erteilten Aufkla-
rungen und Nachweise sowie von Buchfuihrung und Jahresabschluss bestatigt haben. Die gesetzli-
chen Vertreter der Gesellschaft erteilten alle von uns erbetenen Aufklarungen und Nachweise.

IBDO
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ERLAUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

F. ERLAUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

I. RECHNUNGSLEGUNGSNORMEN

Der Jahresabschluss war nach den fiir kleine Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften aufzustellen.

Il. WESENTLICHE BEWERTUNGSGRUNDLAGEN

Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfordert aufgrund der gesetzlichen Wahlrechte eine Viel-
zahl von Bilanzierungs- und Bewertungsentscheidungen seitens der gesetzlichen Vertreter der
Gesellschaft.

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind im Anhang (Anlage 1) gemal § 284 HGB be-
schrieben.
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SCHLUSSBEMERKUNG UND UNTERZEICHNUNG DES PRUFUNGSBERICHTS

G. SCHLUSSBEMERKUNG UND UNTERZEICHNUNG DES
PRUFUNGSBERICHTS

Den vorstehenden Bericht Uiber die Prifung des Jahresabschlusses fur das Geschaftsjahr vom

1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 der HELVETAS Intercooperation gGmbH, Bonn, haben
wir in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsatzen ordnungsmaBiger
Erstellung von Priifungsberichten des Instituts der Wirtschaftsprufer in Deutschland e.V., Dussel-
dorf, (IDW PS 450 n.F. (10.2021)) erstattet.

Der von uns erteilte Bestatigungsvermerk ist in Abschnitt B. dieses Priifungsberichts wiedergege-
ben.

Bonn, 23. April 2024

BDO AG
Wirtschaftsprufungsgesellschaft

Ahrend Schubert
Wirtschaftsprufer Wirtschaftspriferin

IBDO
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HELVETAS Intercooperation gGmbH. Bonn
Bilanz zum 31. Dezember 2023

AKTIVA PASSIVA
31.12.2023 31.12.2022 31.12.2023 31.12.2022
€ € € € €
Umlaufvermégen A. Eigenkapital
I. Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande I. Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00
sonstige Vermdgensgegenstande 447.718,47 443.833,11 Il. Gewinnriicklagen
1. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 1.439.151,76 1.326.154,18 zweckgebundene Ricklagen 196.795,02 246.967,57
1. Bilanzgewinn/ Bilanzverlust 28.549,25 118.425,73

B. Sonderposten fiir Projektmittel
Sonderposten fiir Projektmittel 0,00 122.090,91
C. Riickstellungen

sonstige Riickstellungen 42.237,00 36.429,00

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.995,59 3.675,75
2. Verbindlichkeiten gegeniiber Gesellschaftern 388.220,23 160.853,49
3. sonstige Verbindlichkeiten 1.204.073,14 1.293.396,30

1.594.288,96 1.457.925,54

- davon aus Steuern € 8.579,02 (€7.172,62)
- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit € 957,61 (€911,87)

1.886.870,23 1.769.987,29 1.886.870,23 1.769.987,29

Anlage |
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1. Zuschlsse

2. sonstige betriebliche Ertrage

a) Offentliche Zuschiisse
b) sonstige Zuschlsse

3. Spendenertrage

4. Aufwendungen Projekt-
forderungen

5. Personalaufwand
a) Lohne und Gehalter
b) soziale Abgaben

10.

1.

12.

13.

Anlage

Seite

Abschreibungen auf
immaterielle Vermdgens-
gegenstande des Anlage-
vermégens und Sachanlagen

. sonstige betriebliche

Aufwendungen

. sonstige Zinsen und ahnliche

Ertrage

. Steuern vom Einkommen und

vom Ertrag

Jahresiiberschuss/
Jahresfehlbetrag

Verlustvortrag/Gewinnvortrag

aus dem Vorjahr

Entnahmen aus

Zweckgebundenen Riicklagen

Bilanzgewinn/
Bilanzverlust

2.849.862,81
346.951,00

478.487,28-

102.942,08-

HELVETAS Intercooperation gGmbH, Bonn
Gewinn- und Verlustrechnung fur die Zeit vom
1. Januar bis 31. Dezember 2023

Geschaftsjahr
€

3.196.813,81
326.707,03

3.562,00

2.790.222,77-

581.429,36-

0,00

58.646,69-

25,00

6,59-

96.802,43

118.425,73-

50.172,55

28.549,25

Vorjahr
€

2.139.204,81
156.521.76
2.295.726,57

201.490,20

7.502,00

1.950.814,65-

505.805,10-

95.463,69-

601.268,79-

414,12-

106.751,68-

0,00

0,00

154.530,47-

20.823,31

15.281,43

118.425,73-






HELVETAS Intercooperation gGmbH, Bonn
Anhang zum Jahresabschluss 2023

. Allgemeine Angaben

Die HELVETAS Intercooperation gGmbH hat ihren Sitz in Bonn. Sie ist im Handelsregister des
Amtsgerichtes Bonn unter HRB 20460 eingetragen.

Der Jahresabschluss der HELVETAS Intercooperation gGmbH flr das Geschaftsjahr 2023 wurde nach
den Vorschriften des Handelsgesetzbuches (§§ 242 ff. und 264 ff. HGB) und den erganzen- den
Vorschriften des GmbH-Gesetzes sowie des Gesellschaftsvertrages aufgestellt.

Fur die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gem. § 275 Abs. 2 HGB
gewanhlt.

Der Jahresabschluss wurde unter Berticksichtigung der Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit
aufgestellt.

Nach den in § 267 HGB angegebenen GroRenklassen ist die Gesellschaftim Berichtsjahr eine "kleine
Kapitalgesellschaft". Erleichterungsvorschriften fur kleine Kapitalgesellschaften wurden teilweise in
Anspruch genommen.

Il.  Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden stellen sich - unverandert zum Vor-
jahr - wie folgt dar:

A. AKTIVA

Geringwertige Vermogensgegenstande mit Anschaffungskosten bis zu 800,00 € werden im Jahr
des Zugangs sofort als Abschreibung aufwandswirksam erfasst.

Die Forderungen und sonstigen Vermdgensgegenstande werden zum Nominalbetrag angesetzt.
Ein Wertberichtigungsbedarf ist nicht erkennbar.

Die liquiden Mittel werden zum Nominalwert angesetzt.

B. PASSIVA
Das gezeichnete Kapital ist zum Nennbetrag angesetzt.

Die Gewinnriicklagen beinhalten zweckgebundene Riicklagen, die in Vorjahren aus dem Ergebnis
gebildet wurden.
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Der Sonderposten fur Projektmittel betrifft die von privaten Organisationen bezuschussten Eigen-
mittel flr Projekte, die von &ffentlichen Zuwendungsgebern mitfinanziert werden.

Die sonstigen Riickstellungen decken alle bis zur Bilanzaufstellung bekannt gewordenen unge-
wissen Schulden, Verluste und Risiken, die das abgelaufene Geschaftsjahr betreffen, angemessen
und ausreichend ab; sie werden in HOohe des nach vernunftiger kaufmannischer Beurteilung not-
wendigen Erflllungsbetrages - ohne Berticksichtigung von Gehaltstrends bzw. Preis- und Kos-
tensteigerungen - passiviert. Ruckstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr wer-
den mit dem ihrer Restlaufzeit entsprechenden, von der Deutschen Bundesbank bekanntgegebe-
nen, durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen sieben Jahre abgezinst.

Die Verbindlichkeiten sind mit inren jeweiligen Erfullungsbetragen passiviert.

Auf fremde Wahrung lautende Vermdgensgegenstande und Verbindlichkeiten sind mit dem De-
visenkassamittelkurs am Abschlussstichtag bewertet. Kursgewinne/-verluste in Zusammenhang mit
der Bewertung zum Bilanzstichtag werden den Projektforderungen nicht zugerechnet.

lll.  Erlauterungen zur Bilanz

Die sonstigen Vermogensgegenstande (446.330,41 €; Vorj.: 443.833,11 €) beinhalten Forderun-
gen gegen Gesellschafter in Hohe von 81.129,34 € (Vorj.: 6.396,26 €).

Der Bilanzgewinn enthalt einen Verlustvortrag aus dem Vorjahr (Vorj.: Bilanzverlust davon Ge-
winnvortrag 20.823,31 €) in Hohe von 118.425,73 €.

Die Verbindlichkeiten gegeniiber Gesellschaftern(388.220,23 €; Vorj.: 160.853,49 €) betreffen wie
im Vorjahr sonstige Verbindlichkeiten aufgrund von Ruckzahlungsverpflichtungen aus nicht
verwendeten (zweckgebundenen) Projektzuschiissen und aufgrund von Vorschissen der
Gesellschafterin zur Finanzierung von Projektkosten.

Samtliche Verbindlichkeiten (1.594.288,96 €; Vorj.: 1.457.925,54 €) sind wie im Vorjahr innerhalb
eines Jahres fallig.
IV.  Erlauterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Die sonstigen betrieblichen Ertrage beinhalten Kursertrage aus der Wahrungsumrechnung in Héhe
von 57.821,97 € (Vorj.: 0,00 €).

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten Kursaufwendungen aus der Wahrungsum-
rechnung in Hohe von 0,00 € (Vorj.: 51.526,69 €).

Anlage |
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V.  Sonstige Angaben
1.  Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Die Verpflichtungen flr Projekte, die bereits bewilligt und fr die bereits Vertrage abgeschlossen
wurden, ermitteln sich wie folgt:

finanzielle Verpflichtungen finanzielle Verpflichtungen

zum 31.12.2023 zum 31.12.2022
Vertragspartner in Kirgistan 38.599 € 102.531 €
Vertragspartner in Laos 52432 € 92.555 €
Vertragspartner in Myanmar - € 389.269 €
Vertragspartner in Sri Lanka - € 77.652 €
Vertragspartner in Vietnam 840.496 € 981.840 €
Vertragspartner in Pakistan 221.255 € - €
Vertragspartner in Usbekistan 20.617 € - €
Summe 1.173.399 € 1.643.847 €

2. Durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer wéhrend des Geschaftjahres

Die durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer nach § 267 Abs. 5 HGB ermittelt sich wie folgt:

2023 2022
Inlandsmitarbeiter 6 5
Auslandsmitarbeiter 15 18

3.  Gesellschaftsorgane

Zur Geschaftsfihrung ist bestellt:

Herr Martin Koppa, Koln, Geschaftsfuhrer

Anlage I
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4, Mutterunternehmen

Der Jahresabschluss der Gesellschaft wird in den Konzernabschluss des Mutterunternehmens,
HELVETAS Swiss Intercooperation mit Sitz in Zlrich (Schweiz), einbezogen.

Bonn, den 23. April 2024

HELVETAS Intercooperation gGmbH

(gez. Martin Koppa)
Geschéftsfuhrer

Anlage |
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- Besondere Auftragsbedingungen -

1. Allgemeines

(a) Wir erbringen unsere Leistungen auf Basis (i) des Auftragsschreibens und
etwaiger, dem Auftragsschreiben beigefligter spezifischer Anlagen (insbeson-
dere etwaiger Leistungsbeschreibungen, Widerrufsbelehrungen fiir Verbrau-
cher und Portalnutzungsbedingungen) (ii) dieser Besonderen Auftragsbedin-
gungen (BAB) und (iii) der Allgemeinen Auftragsbedingungen des Instituts der
Wirtschaftspriifer (AAB) (zusammen nachfolgend ,,Mandatsvereinbarung®).
Dies gilt auch fiir den Teil der Leistungen, der ggf. schon vor dem rechtswirk-
samen Abschluss der Mandatsvereinbarung erbracht wurde. Abweichende
oder widersprechende Geschéaftsbedingungen gelten nur, wenn sie von uns
ausdriicklich schriftlich anerkannt wurden. Die Regelungen unseres Auftrags-
schreibens, die BAB und AAB gelten auch dann, wenn wir einer Beauftragung
unter Zugrundelegung abweichender Geschaftsbedingungen (z.B. im Rahmen
von Bestellscheinen) nicht ausdriicklich widersprechen.

(b) Sofern nichts anderes vereinbart ist, finden die BAB und AAB auch dann
Anwendung, wenn wir Uber die im Auftragsschreiben oder in etwaigen Anla-
gen vereinbarten Leistungen hinaus fiir Sie tatig werden.

2. Vergiitung, Falligkeit

(a) Unsere Rechnungen, inkl. etwaiger Abschlags- und Vorschussrechnungen,
werden in Euro erstellt und sind sofort fallig. Die von etwaigen Subunterneh-
mern erbrachten Leistungen stellen wir lhnen als eigene Auslagen in Rech-
nung.

(b) Fur die Anforderung von Vorschiissen gilt Nummer 13 (1) Satz 2 AAB. Im
Ubrigen sind wir berechtigt, jederzeit angemessene Abschlage auf Honorare
oder Gebiihren und Auslagen sowie Nebenkosten in Rechnung zu stellen.

(c) Angaben zum voraussichtlich anfallenden Honorar verstehen sich grund-
satzlich als Honorarschatzung, sofern nicht ausdriicklich ein Pauschalhonorar
vereinbart ist. Ein Pauschalhonorar darf iiberschritten werden, wenn durch
den Eintritt unvorhersehbarer Umstande, die nicht in unserem Verantwor-
tungsbereich liegen, ein nicht nur unerheblicher Mehraufwand entsteht.

(d) Endet unsere Leistungserbringung vorzeitig, sind wir berechtigt, den bis
dahin entstandenen Zeitaufwand abzurechnen, sofern die Beendigung der
Mandatsvereinbarung nicht durch ein pflichtwidriges Verhalten unsererseits
verschuldet wurde. Auch im letzteren Fall kann aber der bisherige Zeitauf-
wand abgerechnet werden, sofern und soweit die erbrachte Leistung trotz
der vorzeitigen Vertragsbeendigung verwertbar ist.

(e) Die StBVV findet nur Anwendung, sofern und soweit dies ausdriicklich
schriftlich vereinbart ist. Sofern Sie uns nach Abschluss der Mandatsverein-
barung mit weiteren, Gber das Auftragsschreiben hinausgehenden Leistungen
beauftragen, werden diese entweder gemaB gesonderter Vereinbarung oder,
in Ermangelung einer gesonderten Vereinbarung, mit den in unserem Hause
fir die jeweilige Leistung liblichen Stundensatzen abgerechnet, die wir lhnen
auf Wunsch gerne mitteilen.

(f) Sofern wir (ggf. auch erst nach der Leistungserbringung) gebeten oder
verpflichtet werden, Informationen im Zusammenhang mit unserer Leistungs-
erbringung einem Gericht, Sach- oder Insolvenzverwalter, einer Behorde, Re-
gulierungs- und Aufsichtsstellen (WPK, PCAOB, DPR) oder anderen Dritten zur
Verfligung zu stellen (dies schlieBt Vernehmungen unserer Mitarbeiter als
Zeugen ein), dirfen wir den in diesem Zusammenhang entstehenden Zeitauf-
wand in Rechnung stellen. Wir werden fiir diese Tatigkeiten die mit lhnen in
der Mandatsvereinbarung geregelten Stundensatze in Ansatz bringen.

3. Haftungsbeschrankung

(a) Soweit in dieser Nummer 3 BAB nichts anderes bestimmt ist, bemisst sich
unsere Haftung nach MaBgabe der Nummer 9 der AAB. Abweichend von Num-
mer 9 (2) und (5) der AAB tritt allerdings an die Stelle der dort genannten
Haftungshochstbetrage einheitlich ein Betrag von € 5 Mio. Nummer 9 (1) der
AAB bleibt stets unberihrt.

(b) Sofern Sie der Auffassung sind, dass das unserer Leistungserbringung in-
newohnende Risiko den Betrag von € 5 Mio. nicht nur unerheblich tbersteigt,
sind wir bereit, mit Ihnen und unserem Haftpflichtversicherer die Moglichkeit
und die Kosten einer Erhohung unserer Haftungsgrenze zu erdrtern. Kommt
es in diesem Zusammenhang zu einem gesonderten Pramienaufwand, so ist
dieser von lhnen zu tragen.

(c) Wir haften entgegen Nummer 9 (2) AAB und 3 (a) BAB nur dann betrags-
maBig unbegrenzt, sofern dies (i) ausdriicklich schriftlich vereinbart oder (ii)
nach US-amerikanischen Unabhangigkeitsregelungen zwingend erforderlich
ist.
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4. Unsere Arbeitsergebnisse

Arbeitsergebnisse die schriftlich darzustellen und zu unterzeichnen sind, sind
nur verbindlich, wenn sie von zwei Mitarbeiter/innen original unterzeichnet
wurden bzw. in E-Mails zwei Mitarbeiter/innen als Unterzeichner benannt
sind. Sofern nichts anderes vereinbart wird und keine gesetzlichen oder be-
rufsstandischen Regelungen entgegenstehen, sind wir auch berechtigt, un-
sere Arbeitsergebnisse ausschlieBlich (i) als PDF und/oder (ii) per E-Mail
und/oder (iii) mit qualifiziert elektronischer Signatur auszuliefern.

5. Weitergabe unserer Arbeitsergebnisse, Nutzungsrechte

(a) Unsere Arbeitsergebnisse dienen einzig dem vertraglich vereinbarten
Zweck, sind daher ausschlieBlich an Sie gerichtet und diirfen zu keinem an-
deren Zweck verwendet werden. Fiir die Weitergabe unserer beruflichen Au-
Berungen an Dritte oder deren Verwendung zu Werbezwecken gilt Nummer 6
der AAB.

(b) Eine schriftliche Zustimmung zur Weitergabe unserer beruflichen AuBe-
rungen an Dritte erfolgt regelmaBig nur unter der Bedingung der vorherigen
Unterzeichnung einer berufsiiblichen Weitergabevereinbarung (Hold Harm-
less Release Letter) durch den oder die Dritten, sofern nichts anderes schrift-
lich vereinbart wird. Eine Weitergabe unserer Arbeitsergebnisse darf stets
nur in vollem Wortlaut inkl. aller Anlagen erfolgen. § 334 BGB bleibt von einer
Weitergabe unberiihrt.

(c) Sie sind verpflichtet, uns von allen Schaden freizuhalten, die aus einer
Nichtbeachtung der vorstehenden Regelungen gemaB Nummer 5 (a) und/oder
(b) entstehen.

(d) Wir raumen lhnen Nutzungsrechte an den von uns erstellten Arbeitsergeb-
nissen nur insoweit ein, als dies angesichts des Zwecks der jeweiligen Man-
datsvereinbarung erforderlich ist.

6. Grundlagen unserer Zusammenarbeit

(a) Der zur Erbringung unserer Leistungen anfallende und unserer Honorarkal-
kulation zugrunde liegende Zeitaufwand hangt maBgeblich davon ab, ob die
Voraussetzungen gemal Nummer 3 (1) der AAB vorliegen.

(b) Sofern sich aus dem Auftragsschreiben, uns bindenden gesetzlichen Rege-
lungen oder sonstigen Vorschriften sowie einschlagigen Standards nichts an-
deres ergibt, sind wir nicht verpflichtet, die uns zur Verfligung gestellten
Informationen auf inhaltliche Richtigkeit und Vollstandigkeit zu iberpriifen.

7. Besondere Vorschrift fiir die Steuerberatung

(a) Sie beauftragen und bevollmachtigen uns, die fiir Sie erstellten Angaben,
die fiir eine elektronische Ubermittlung an die Finanzbehorden vorgesehen
und jeweils freigegeben sind, in Ihrem Namen unmittelbar liber die DATEV eG
bei der zustandigen Stelle der Finanzverwaltung elektronisch einzureichen.
Auftrag und Bevollmachtigung gelten ab sofort und sind jederzeit widerruf-
lich. Der Widerruf bedarf mindestens der Textform.

(b) Die Ubersendung fristbehafteter Schriftstiicke verpflichtet uns nur dann
zur Einleitung fristwahrender MaBnahmen, wenn uns diese per Post oder per
Fax libermittelt werden.

8. Elektronische Kommunikation und Virenschutz

Fiir die elektronische Kommunikation gilt Nummer 12 der AAB. lhnen ist dar-
tiber hinaus bekannt, dass Daten, die iiber das Internet versendet werden,
nicht zuverlassig gegen Zugriffe Dritter geschiitzt werden, verloren gehen,
verzogert Ubermittelt oder mit Viren befallen sein kdnnen. Im Rahmen des
gesetzlich Zulassigen Uibernehmen wir deshalb keine Verantwortung und Haf-
tung fir die Unversehrtheit von E-Mails, nachdem sie unseren Herrschaftsbe-
reich verlassen haben, und fiir Ihnen oder Dritten hieraus entstehende Scha-
den. Dies gilt auch, sofern trotz der von uns verwendeten Virusschutzpro-
gramme durch die Zusendung von E-Mails ein Virus in lhre Systeme gelangt.

9. BDO Netzwerk, Sole Recourse

(a) Wir sind Mitglied von BDO International Limited, einer britischen Gesell-
schaft mit beschrankter Nachschusspflicht, und gehdren zum internationalen
BDO Netzwerk rechtlich voneinander unabhangiger Mitgliedsfirmen. BDO ist
die Marke des BDO Netzwerks und der BDO Mitgliedsfirmen (,,BDO Firm*). Zur
Auftragsdurchfiihrung diirfen wir andere BDO Firms als Subunternehmer ein-
schalten. Zu diesem Zweck entbinden Sie uns bereits jetzt diesen gegeniiber
von unserer Verschwiegenheitspflicht.
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(b) Sie erkennen an, dass wir in diesen Fallen die alleinige Verantwortung
auch fiir die Leistungen unserer BDO Firms Gibernehmen. DemgemaB werden
Sie gegen eine BDO Firm, die wir als Subunternehmer eingeschaltet haben
(einschlieBlich der BDO International Limited und der Brussels Worldwide Ser-
vices BVBA), keine Anspriiche jedweder Art geltend machen. Dies gilt nicht
fur Anspriiche, die sich auf strafbares und/oder vorsatzliches Handeln bezie-
hen, sowie auf etwaige weitere Anspriiche, die nach dem Recht der Bundes-
republik Deutschland nicht ausgeschlossen werden konnen.

(c) Die nach der Mandatsvereinbarung zur Anwendung kommenden Regelun-
gen zur Haftung und insbesondere die Haftungsbeschrankung gelten auch zu-
gunsten der BDO Firm, die wir als Subunternehmer einschalten. Diese konnen
sich unmittelbar auf die Regelungen in vorstehender Nummer 9 (b) BAB be-
rufen.

10. BDO Legal Rechtsanwaltsgesellschaft mbH (BDO Legal), BDO Konzern

(a) Sofern Sie im Zusammenhang mit unseren Leistungen auch die BDO Legal
oder andere Gesellschaften des BDO Konzerns beauftragen, entbinden Sie uns
diesen ggli. bereits jetzt bzgl. aller auftragsrelevanten Informationen von der
Verschwiegenheitspflicht, um eine moglichst reibungslose und effiziente
Leistungserbringung zu ermaglichen.

(b) Wir sind von der BDO Legal und anderen Gesellschaften des BDO Konzerns
rechtlich unabhangig. Entsprechend libernehmen wir weder Verantwortung
fur deren Handlungen oder Unterlassungen, noch begriinden wir mit diesen
eine Gesellschaft biirgerlichen Rechts oder haften mit diesen gesamtschuld-
nerisch.

11. Geldwaschegesetz, Sanktionen

Wir sind nach den Bestimmungen des Gesetzes iiber das Aufspiiren von Ge-
winnen aus schweren Straftaten (GwG) u.a. verpflichtet, in Bezug auf unsere
Vertragspartner Identifizierungshandlungen durchzufiihren. Sie sind daher
verpflichtet, uns alle nach dem GwG mitzuteilenden Informationen und Nach-
weise vollstandig und wahrheitsgemal zukommen zu lassen und diese im wei-
teren Verlauf der Geschaftsbeziehung unaufgefordert zu aktualisieren. Auf
unsere Verpflichtungen zur Beendigung von Geschaftsbeziehungen gemah der
einschlagigen Regelungen des GwG weisen wir ausdriicklich hin. Ferner wei-
sen wir darauf hin, dass wir unsere Geschaftsbeziehungen u.a. auch im Hin-
blick auf einschlagige nationale bzw. internationale Sanktionen uberpriifen.
Wir behalten uns vor, die Geschaftsbeziehung durch fristlose Kiindigung zu
beenden, sofern wir im Rahmen der Sanktionspriifungen feststellen, dass Sie
und/oder etwaige Sie beherrschende Gesellschafter von einschlagigen Sank-
tionen betroffen sind.

12. Marketing

Soweit Sie uns schriftlich nicht anders anweisen und keine hochstpersonli-
chen Angelegenheiten oder Mandate von Verbrauchern i.S.d. § 13 BGB
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betroffen sind, gestatten Sie uns, den Auftragsinhalt zu Marketingzwecken
bekannt zu machen. Die Gestattung erstreckt sich ausschlieBlich auf die sach-
liche Beschreibung des wesentlichen Auftragsinhalts und des Auftraggebers
(z.B. Referenzlisten mit Firma und Logo sowie Score Cards).

13. Verjahrung

(a) Fur die Verjahrung von Mangelbeseitigungsanspriichen gilt Nummer 7 (2)
der AAB. Im Ubrigen gelten fiir die Verjahrung die nachfolgenden Absatze.

(b) Im Falle von einfacher Fahrlassigkeit, die nicht die Verletzung von Leben,
Korper, Freiheit oder Gesundheit zum Gegenstand hat, betragt die regelma-
Bige Verjahrungsfrist fir gegen uns gerichtete Anspriiche ein Jahr.

(c) Die Verjahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem
der Anspruch entstanden ist und Sie von den anspruchsbegriindenden Um-
standen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt haben oder ohne
grobe Fahrlassigkeit hatten erlangen konnen. Ohne Riicksicht auf die Kenntnis
oder grob fahrlassige Unkenntnis verjahren die Anspriiche nach Ablauf einer
Frist von fiinf Jahren ab ihrer Entstehung sowie ohne Riicksicht auf ihre Ent-
stehung und die Kenntnis oder grob fahrlassige Unkenntnis in zehn Jahren von
der Begehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder dem sonstigen Scha-
den auslosenden Ereignis an. MaBgeblich ist die friiher endende Frist.

(d) Im Ubrigen verbleibt es bei den gesetzlichen Vorschriften.
14. Gerichtsstand, Formerfordernis, Salvatorische Klausel

(a) Sofern Sie Kaufmann, eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts oder
ein offentlich rechtliches Sondervermdgen sind oder keinen allgemeinen Ge-
richtsstand im Inland haben, ist Gerichtsstand fiir alle Streitigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Mandatsvereinbarung nach unserer Wahl (i) Hamburg,
(ii) das Gericht an dem Ort, an dem die streitgegenstandlichen Arbeiten er-
bracht wurden, oder (iii) das Gericht, in dessen Zustandigkeitsbereich Sie Ih-
ren Sitz oder Wohnort haben.

(b) Jede Anderung, Erganzung oder Aufhebung der Mandatsvereinbarung be-
darf mindestens der Textform. Dies gilt auch fiir eine Anderung, Erganzung
oder Aufhebung dieser Nummer 14 (b) BAB.

(c) Sollten eine oder mehrere Regelungen dieser Vereinbarung ganz oder teil-
weise nichtig oder undurchfiihrbar sein, beriihrt dies nicht die Wirksamkeit
der iibrigen Bestimmungen. An die Stelle der nichtigen oder undurchfiihrba-
ren Regelung tritt in dem Fall eine andere Regelung, die den gewiinschten,
von den Vertragsparteien angestrebten Zielen soweit als moglich entspricht.
Dies gilt entsprechend im Falle einer Vertragsliicke.
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Allgemeine Auftragsbedingungen

far

Wirtschaftsprufer und Wirtschaftsprufungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fiir Vertrage zwischen Wirtschaftspriifern
oder Wirtschaftspriifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftspriifer* genannt) und ihren Auftraggebern uber Priifungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrage, soweit nicht etwas anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdriicklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenuber.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsatzen ordnungs-
mafiger Berufsausiibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftspriifer Gbernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschaftsfih-
rung. Der Wirtschaftsprifer ist fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftspriifer ist berechtigt,
sich zur Durchflihrung des Auftrags sachversténdiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berucksichtigung auslandischen Rechts bedarf — aulRer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prifungen — der ausdrucklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprifer alle fir
die Ausflihrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Ubermittelt werden und ihm von allen Vorgdngen und
Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fiir die Ausfilhrung des Auftrags von
Bedeutung sein koénnen. Dies gilt auch fir die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgange und Umsténde, die erst wahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftspriifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prifer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriifers hat der Auftraggeber die Vollstan-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskinfte und Erklarungen in einer vom Wirtschaftsprifer formu-
lierten schriftlichen Erklarung zu bestatigen.

4. Sicherung der Unabhéngigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhéangigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprifers gefahrdet. Dies gilt fir die Dauer des
Auftragsverhéltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fir Angebote, Auftrdge auf eigene Rech-
nung zu Ubernehmen.

(2) Sollte die Durchfiihrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirtschafts-
prifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftspriifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der
Wirtschaftsprifer zur auBerordentlichen Kiindigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und miindliche Auskiinfte

Soweit der Wirtschaftsprufer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
mafRgebend. Entwirfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mindliche Erkldrungen und Auskiinfte des
Wirtschaftsprifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestatigt werden.
Erklarungen und Auskiinfte des Wirtschaftspriifers auRerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.
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6. Weitergabe einer beruflichen AuBerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information Uber das Tatigwerden des Wirtschafts-
prifers fir den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftspriifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behdérdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information Uber das Tatigwerden des Wirtschaftsprifers fur den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig.

7. Mangelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfiillung
durch den Wirtschaftspriifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der Nacherful-
lung kann er die Vergiitung mindern oder vom Vertrag zuriicktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmdglichkeit der Nacherfillung fiir ihn ohne Interesse ist. Soweit darliber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mangeln muss vom Auftraggeber
unverziglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, verjahren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftspriifers enthalten sind, kénnen jederzeit vom Wirt-
schaftsprifer auch Dritten gegeniber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten
gegeniber zurlickzunehmen. In den vorgenannten Fallen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniiber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprifer ist nach MaRRgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Gber Tatsachen und Umstande, die ihm
bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriifers, insbe-
sondere Prifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschrankung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftspriifers fiir Schadensersatzanspriiche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schaden aus der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit,
sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begriinden, bei einem fahrléssig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemaR § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrankt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftspriifer auch gegeniiber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer
bestehenden Vertragsverhaltnis Anspriiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Héchstbetrag
fir die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch beziglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sdmtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Riicksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprifer nur bis zur Héhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Finffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prifungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fir Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zuriickzufiih-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung geltend zu
machen, bleibt unberihrt.

10. Erganzende Bestimmungen fiir Priifungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtréglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepriften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftspriifer durchgefiihrte Prifung im Lage-
bericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftspriifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulassig.

(2) Widerruft der Wirtschaftspriifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftspriifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Erganzende Bestimmungen fiir Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstén-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch fur Buchfihrungsauftrage. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprifer hierzu
ausdrucklich den Auftrag tbernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprifer alle fir die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftspriifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfliigung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fur die Einkommensteuer,
Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermogensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschliisse und sonstiger fiir die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachpriifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehdérden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftspriifer beriicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdéffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhalt der Wirtschaftsprifer fir die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergutungsverordnung fiir die Bemessung der Verglitung anzuwenden ist,
kann eine héhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergiitung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Korper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermdgensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fur

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhbhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, BetriebsveraufRerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstltzung bei der Erfilllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als
zusétzliche Tétigkeit ibernommen wird, gehdrt dazu nicht die Uberpriifung
etwaiger besonderer buchmaRiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergiinstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewahr fur die vollstdndige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht ibernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlisselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftspriifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergiitung

(1) Der Wirtschaftsprifer hat neben seiner Gebihren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusatzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschiisse auf Verglitung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftspriifers auf Vergitung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen zuléssig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfiihrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriiche gilt nur deutsches Recht.

Lizenziert fur/Licensed to: BDO AG Wirtschaftspriifungsgesellschaft und alle weiteren/and all Wirtschaftspriifungsgesellschaften im Konzern/in the group

Anlage 1l
Seite 4



	A. Prüfungsauftrag und Erklärung der Unabhängigkeit
	I. Prüfungsauftrag
	II. Erklärung der Unabhängigkeit

	B. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks
	C. Feststellungen zur Rechnungslegung
	I. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen
	II. Jahresabschluss

	D. Gegenstand der Prüfung
	E. Art und Umfang der Auftragsdurchführung
	Risiko- und systemorientierter Prüfungsansatz
	Beschreibung des Prüfungsprozesses

	F. Erläuterungen zur Rechnungslegung
	I. Rechnungslegungsnormen
	II. Wesentliche Bewertungsgrundlagen

	G. Schlussbemerkung und Unterzeichnung des Prüfungsberichts



